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62. Sitzung am 9. Mai 2017 in Magdeburg, Geschäftsstelle 
 
TOP 3 Haushaltsentwicklung der Landkreise 
 

 
Beratungsgrundlage: 
 
Landräte-Schreiben Nr. 006/2017 vom 3. Februar 2017 
 
Bisherige Beratung: 
 
Fachausschuss „Finanzen“ 61. Sitzung 31.01.2017 TOP 3 
AG „Kämmerer“ 26. Sitzung 16.02.2017 TOP 4 
Präsidium 185. Sitzung 06.03.2017 TOP 3 
Landräte-Seminar 87. Sitzung 16./17.03.2017 TOP 1 
 
Weitere Beratung 
 
AG „Kämmerer“ 27. Sitzung   
 
Beschlussvorschlag: 
 
1. Der Fachausschuss begrüßt die einhellige Beschlussfassung des Landtages vom    

2. Februar 2017 zum Finanzausgleichsgesetz (FAG), weil über einen Festbetrag 
von 1.628 Mio. Euro für die Jahre 2017 bis 2021 eine deutlich verbesserte und 
planbare Finanzausstattung für die Kommunen im Land Sachsen-Anhalt erreicht 
wird.  

 
2. Der Fachausschuss stellt mit Sorge fest, dass die finanziellen Belastungen der 

Landkreise insbesondere im sozialen Bereich weiter wachsen. Die Kreisumlage 
bleibt daher die wichtigste Einnahmequelle der Landkreise, um auf diese gesetz-
lichen Verpflichtungen flexibel im kreisangehörigen Raum reagieren zu können. 
Angemessen steigende Umlagebeträge scheinen dem Grunde nach auch des-
halb vertretbar, weil die Gemeinden innerhalb und außerhalb des FAG insgesamt 
über spürbare zusätzliche Mehreinnahmen verfügen. 

 
Sachverhalt: 
 
Finanzausgleichsgesetz 2017 ff. 
 
Der Landtag von Sachsen-Anhalt hat am 2. Februar 2017 ohne Gegenstimme den 
Entwurf eines Vierten Gesetzes zur Änderung des Finanzausgleichsgesetzes in der 
Fassung der Drucksache 7/876 beschlossen.  
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Der kommunale Finanzausgleich in Sachsen-Anhalt ist damit, wie in der Koalitions-
vereinbarung festgeschrieben, planungssicher bis zum Jahr 2021 auf einem Niveau 
von 1.628 Mio. Euro ausgestaltet. Damit steigt die Finanzausgleichsmasse gegen-
über dem FAG 2016 (alt) um insgesamt 182 Mio. Euro.  
 
Dies ist aus unserer Sicht eine gute Grundlage, die zudem weitestgehend unseren 
Erwartungen an die Neuordnung des kommunalen Finanzausgleichs aus der Arend-
seer Erklärung vom 18. Februar 2016 entspricht. 
 
Das Vierte Gesetz zur Änderung des Finanzausgleichsgesetzes ist am 24. Februar 
2017 im Gesetz- und Verordnungsblatt Sachsen-Anhalt (S. 24 ff.) veröffentlicht wor-
den und somit wie vorgesehen rückwirkend zum 1. Januar 2017 in Kraft getreten. 
 
Auf der Grundlage der am 30. März 2017 vom Statistischen Landesamt Sachsen-
Anhalt festgesetzten Finanzausgleichsleistungen 2017 haben wir unsere Gegen-
überstellung der FAG-Leistungen 2016/2017 aktualisiert und als Anlage 1 beigefügt. 
Nach festsetzungsbedingten Verrechnungen und abzüglich der Vorwegentnahme bei 
der Investitionspauschale in Höhe von 20 Mio. Euro ergeben sich hieraus für 2017 
folgende Mehrbeträge: 
 
- Landkreise:   + 48,7 Mio. Euro 
- kreisfreie Städte:   + 44,3 Mio. Euro 
- kreisang. Gemeinden:  + 70,9 Mio. Euro 
 
Zusätzliche Einnahmeverbesserungen 
 
Zu den gestiegenen FAG-Zuweisungen kommen weitere Einnahmeverbesserungen, 
die sich für die Landkreise, insbesondere aber auch für die kreisangehörigen Ge-
meinden aus der allgemeinen Entlastung des Bundes in 2017 und ab 2018 ergeben.  
 
Für 2017 erhöht der Bund 
 
- den Gemeindeanteil an der Umsatzsteuer um 1.500 Mio. Euro und 
- seine Beteiligung an den KdU-Kosten um 1.000 Mio. Euro. 
 
In 2018 erhöht der Bund 
 
- den Gemeindeanteil an der Umsatzsteuer um 2.760 Mio. Euro und 
- seine Beteiligung an den KdU-Kosten um 1.240 Mio. Euro. 
 
Die auf Sachsen-Anhalt entfallenden Entlastungsbeträge haben wir in unserer als 
Anlage 2 beigefügten Modellrechnung dargestellt. 
 
Durch die überproportionalen Gewerbesteuereinnahmen der Gemeinde Lützen wird 
der Burgenlandkreis in 2018 voraussichtlich keine eigenen Schlüsselzuweisungen 
mehr erhalten, so dass rd. 15 Mio. Euro auf die anderen zehn Landkreise verteilt 
werden. 
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Stand der Haushaltsberatungen 2017 in den Landkreisen („Blitz“-Umfrage) 
 
Auch in diesem Jahr haben wir unsere Umfrage zum aktuellen Stand der Haushalts-
beratungen 2017 in den Landkreisen durchgeführt. Danach verfügen alle Landkreise 
über eine vom Kreistag beschlossene und vom Landesverwaltungsamt genehmigte 
Haushaltssatzung. Weitere Eckdaten sind: 
 
- 10 der 11 Landkreise können den Ergebnisplan ausgleichen. 
- Alle 11 Landkreise weisen in den Finanzplänen einen Fehlbetrag von insgesamt 

44,8 Mio. Euro aus. 
- Die maßgeblichen Kreisumlagegrundlagen steigen gegenüber dem Vorjahr um 

65,7 Mio. Euro (+ 4,9 %). 
- Der in 2017 realisierte Kreisumlagebetrag steigt um 19,6 Mio. Euro (+3,3 %) und 

beläuft sich auf insgesamt 612,2 Mio. Euro. 
- Die durchschnittlich je Einwohner (EW) realisierte Kreisumlage beträgt 362,30 Eu-

ro/EW (2016: 351,13 Euro/EW). 
- Der landesweit durchschnittliche Kreisumlagehebesatz sinkt von 43,9 % in 2016 

auf 43,3 % in 2017. 
 
Die gesamte Auswertung steht wie gewohnt in unserem internen Internetangebot 
„www.kommunales-st.de“ unter „Arbeitsmaterialien“ zur Verfügung und wird ständig 
aktualisiert.  


